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Der Präsident des Bundesrates Bonn, den 19. Juli 1957 


Abschrift 


An den 

Vorsitzenden des Vermittlungsausschusses 
des Deutschen Bundestages und des Bundesrates 
Herrn Ministerpräsidenten Dr. Zinn 

Ich beehre mich mitzuteilen, daß der Bundesrat in seiner 181. Sitzung 
am 19. Juli 1957 beschlossen hat, hinsichtlich des vom Deutschen 
Bundestag am 5. Juli 1957 verabschiedeten 

Ersten Gesetzes zur Änderung und Ergänzung 
des Bundesevakuiertengesetzes 
- Drucksachen 3667, zu 3667, 1803, 1703 - 

zu verlangen, daß der Vermittlungsausschuß gemäß Artikel 77 
Abs. 2 des Grundgesetzes aus den in der Anlage angegebenen Grün- 
den einberufen wird. 

gez. Dr. Sieveking 


Bonn, den 19. Juli 1957 

An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 

Vorstehende Abschrift wird mit Bezug auf das dortige Schreiben vom 
5. Juli 1957 mit der Bitte um Kenntnisnahme übersandt. 

Dr. Sieveking 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg 
Rheinallee 20, Telefon 3551 



Anlage 


Gründe 

für die Einberufung des Vermittlungsausschusses 
zum Ersten Gesetz zur Änderung und Ergänzung 
des Bundesevakuiertengesetzes 


1. Dem § 1 ist ein neuer Absatz 5 mit folgen- 
der Fassung anzufügen: 

„(5) Evakuierte sind nicht Personen, die 
Vertriebene oder Sowjetzonenflüchtlinge 
(§§ 1 bis 4 des Bundesvertriebenengesetzes 
vom 19. Mai 1953 — Bundesgesetzbl. I 
S. 1) sind.“ 

Begründung 

Durch diese Bestimmung soll klargestellt 
werden, daß die Maßnahmen dieses Geset- 
zes sich nicht auf Personen beziehen, die die 
Eigenschaft als Vertriebene und Sowjet- 
zonenflüchtlinge haben. Außerdem soll auf 
jeden Fall die Möglichkeit eines doppelten 
Status „Evakuierter“ oder „Vertriebener“ 
bzw. „Sowjetzonenflüchtling“ vermieden 
werden. 

2. In § 2 erhält 

a) Absatz 1 folgende Fassung: 

„(1) Soweit im folgenden nichts an- 
deres bestimmt wird, finden die Vor- 
schriften dieses Gesetzes auf Evakuierte 
im Sinne des § 1 Anwendung, die ein- 
schließlich ihrer Haushaltsgemeinschaft 
am 18. Juli 1953 in ihren Ausgangsort 
noch nicht rückgeführt oder nicht zu- 
rückgekehrt waren oder die bis dahin 
nach versuchter Rückkehr aus wohn- 
raummäßigen, hygienischen oder beruf- 
lichen Gründen, die kriegsbedingt sein 
müssen, den Ausgangsort alsbald wieder 
verließen und ihren Rückkehrwillen er- 
klären.“ 

b) Es wird ein Absatz 2 eingefügt mit fol- 
gender Fassung: 


„(2) Die Bundesregierung ist ermäch- 
tigt, durch Rechtsverordnung mit Zu- 
stimmung des Bundesrates für die Ab- 
gabe der Erklärung des Rückkehrwillens 
eine Ausschlußfrist festzusetzen. Sie ist 
ferner ermächtigt, eine neue Ausschluß- 
frist für die Erklärung des Rückkehr- 
willens festzusetzen für Personen, für 
die die Erste Verordnung zur Durchfüh- 
rung des Bundesevakuiertengesetzes 
vom 20. Dezember 1954 (Bundesgesetz- 
bl. I S. 440) gilt, und die die Erklä- 
rung des Rückkehrwillens nicht oder nicht 
rechtzeitig abgegeben haben, sofern sie 
glaubhaft machen, daß sie ihren Rück- 
kehrwillen fristgemäß erklärt hätten, 
wenn die durch die Änderungen und Er- 
gänzungen des § 1 Abs. 2, § 2 Abs. 1, 
§ 6 Abs. 1 bis 3, § 11 Abs. 2 und 6, 
§ 12 a, § 16 a und § 17 Abs. 3 erweiter- 
ten Betreuungsmaßnahmen vor Ablauf 
der Ausschlußfrist bereits bestanden 
hätten.“ 

c) Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 3; 
die bisherigen Absätze 3, 4 und 5 wer- 
den gestrichen; der bisherige Absatz 6 
wird Absatz 4. 

Begründung zu a), b) und c) 

Die vom Deutschen Bundestag vorgese- 
hene Formulierung des § 2 Abs. 3 läßt die 
Möglichkeit offen, daß Personen, die be- 
reits auf Grund der bisherigen Bestimmun- 
gen ihren Rückkehrwillen erklärt haben, 
nunmehr erneut zur Erklärung ihres Rück- 
kehrwillens aufgefordert werden. Dies ist 
vom Gesetzgeber zweifellos nicht gewollt. 
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Außerdem ist es zweckmäßig, Meldefristen 
nicht im Gesetz selbst, sondern in einer 
Rechtsverordnung festzulegen, um dadurch 
eine elastischere Regelung zu ermöglichen. 
Dies hat zur Folge, daß die Ermächtigung 
zum Erlaß einer Rechtsverordnung sich 
auch -darauf erstrecken muß, daß für Per- 
sonen, die sich auf Grund der Ersten 
Durchführungsverordnung zum Bundes- 
evakuiertengesetz nicht gemeldet hatten, 
weil sie erst durch die Neufassung des Ge- 
setzes in den Genuß von Vergünstigungen 
kommen können, eine neue Ausschlußfrist 
festgesetzt werden kann. 

Als Folge der Neufassung des Absatzes 2 
und der Streichung der Absätze 3 bis 5 
muß auch der Absatz 1 neu formuliert 
werden. 

3, In § 4 Abs. 1 Satz 1 sind die Worte 
„Nr. 2“ zu streichen, 

Begründung 

Folge der Neufassung des § 2 Abs. 1. 

4. Dem § 9 wird ein neuer Absatz 6 mit fol- 
gender Fassung angefügt: 

„(6) Die für die Rückführung der in § 1 
dieses Gesetzes genannten Personen erfor- 
derlichen Wohnungsbaumittel stellt der 
Bund gemäß § 18 Abs. 2 des Zweiten Woh- 
nungsbaugesetzes vom 26. Juni 1956 (Bun- 
idesgesetzbl. I S, 523) bereit.“ 

Begründung 

Die Länder vertreten nach wie vor den 
Standpunkt, daß der Bund verpflichtet ist, 
sowohl für die Rückführung der Evakuier- 
ten von Land zu Land als auch für die 
Rückführung innerhalb der Länder die not- 
wendigen Wohnungsbaumittel zusätzlich zur 
Verfügung zu stellen. Dies gilt um so mehr, 


als der zurückzuführende Personenkreis 
durch die Neufassung des § 1 erheblich er- 
weitert ist. 

5. In § 12 Abs. 1 ist das Wort „ist“ zu er- 
setzen durch das Wort „soll“. An die Stelle 
der Worte „zu fördern“ treten die Worte 
„gefördert werden“. 

Begründung 

Eine gesetzliche Verpflichtung von Bund 
und Ländern zur Kreditgewährung erscheint 
angesichts der schon bisher von einzelnen 
Ländern durchgeführten Förderungsmaß- 
nahmen zur Zeit nicht erforderlich. 

6. § 20 Abs. 2 ist zu streichen. 
Begründung 

Diese Bestimmung kann infolge Zeitablaufs 
nicht mehr praktisch werden. Die Bundes- 
regierung ist deshalb mit der Streichung 
einverstanden. 

7. Es wird folgender neuer Artikel II einge- 
fügt: 

„Artikel II 

Der Bundesminister für Vertriebene, 
Flüchtlinge und Kriegsgeschädigte wird er- 
mächtigt, den Wortlaut des Bundeseva- 
kuiertengesetzes in der neuen Fassung be- 
kanntzugeben, die sich aus den Änderun- 
gen und Ergänzungen in Artikel I ergibt.“ 

Begründung 

Dient der Übersichtlichkeit und damit der 
Erleichterung der Durchführung. 

Artikel II wird Artikel III. 

Artikel III wird Artikel IV. 

Artikel IV wird Artikel V. 
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